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Die Geschichte kann nur schwerlich idealisiert werden, wenn man sie 
kennt. Das 20. Jahrhundert brachte zwei verheerende Weltkriege, 

schreckliche Kolonialkriege, Millionen von Toten und eine totale Ent-
menschlichung hervor, die ihre konkreteste Form im Holocaust und den 
Konzentrationslagern der Nationalsozialisten annahm. Diese schrecklichen 
Ereignisse machten entschlossenes Handeln nötig. Die Tatsache, dass man 
gewillt war, Verantwortung für die Vergangenheit zu übernehmen, kam im 
Mahnruf „Nie wieder!“ zum Ausdruck. Staats- und Regierungschefs schu-
fen die Vereinten Nationen und unterzeichneten internationale Abkommen. 
Die Schuman-Erklärung markiert den Beginn des Projektes eines vereinten 
Europas. Getragen von der Auffassung, dass jeder Mensch frei und gleich an 
Würde und Rechten geboren ist, entstand in der Nachkriegszeit ein neuer 
Humanismus

Aber das Böse lässt sich nicht für immer besiegen. Menschen müssen sich 
jeden Tag aufs Neue entscheiden. Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Men-
schenrechte wurden nur in einem Teil Europas zur gelebten Praxis, und der 
totalitäre sowjetische Gulag wurde nie gerichtlich verurteilt. Und so kehrt 
das Böse immer wieder zurück: das Massaker von Srebrenica; die Zerstörung 
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von Grosny, wo damals eine halbe Million Menschen lebte; die russische 
Bombardierung von Aleppo; die Brandbomben auf Mariupol; die Leichen der 
Ermordeten auf den Straßen von Butscha.

Wie können wir im 21. Jahrhundert Menschen, ihre Würde, ihre Rechte 
und ihre Freiheit verteidigen? Können wir uns auf das Recht stützen – oder 
werden Waffen das Einzige sein, was zählt? 

Ich stelle diese Fragen nicht nur als Bürgerin eines Landes, das sich gegen 
eine militärische Aggression Russlands verteidigt. Ich stelle diese Fragen als 
Bürgerin Europas. Europa muss auf die Herausforderungen der heutigen Zeit 
reagieren. Europa muss seine Rolle in einer globalen Welt wahrnehmen, in 
der Autoritarismus und Demokratie, Interessen und Werte, Macht und Recht, 
schnelle Gewinne und langfristige Perspektiven gegeneinanderstehen. Es 
ist die Entschlossenheit zum Handeln, die eine Gesellschaft zukunftsfähig 
macht.

Das gelungene Europa... 

Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl sollte nicht nur eine 
gemeinsame Grundlage für wirtschaftliche Entwicklung schaffen. Vielmehr 
vertieften die Bemühungen für ein gemeinsames europäisches Projekt die 
Solidarität zwischen Ländern, deren Beziehungen jahrhundertelang durch 
blutige Auseinandersetzungen belastet waren. Der Europäischen Union ist 
es gelungen, dieses Erbe zu überwinden und Frieden zwischen ihren Mit-
gliedsstaaten zu gewährleisten. Die kontinuierlichen Bemühungen der 
Regierungen um die Förderung von Demokratie, von Rechtsstaatlichkeit und 
die Wahrung der Menschenrechte ermöglichten über Jahrzehnte hinweg ein 
stabiles Wachstum. Dies ist jenes Europa, dem es gelungen ist, kriegerische 
Auseinandersetzungen zu verhindern.

Dieses Europa befindet sich nach wie vor auf dem schwierigen Weg der 
Selbstfindung. Auch wenn es sich heute mit neu entdeckten guten Absich-
ten schmückt, kommt es nicht umhin, das verheerende Erbe seiner koloni-
alen Vergangenheit anzuerkennen. Europa steht vor der Herausforderung, 
eine Einheit zu erzeugen, ohne auf Uniformität zu drängen; Integration zu 
gewährleisten, ohne Homogenität zu erzwingen. Es muss lernen, seine Viel-
falt als Quelle der Solidarität zu nutzen. Es darf nicht zulassen, dass Autorita-
rismus und Imperialismus in seinen Gesellschaften Wurzeln schlagen.

Die Generation, die den Zweiten Weltkrieg erlebt hat, ist fast vollstän-
dig von uns gegangen. Die nachfolgenden Generationen sahen sich nicht 
gezwungen, ihr Blut zu vergießen. Sie haben die Werte der Demokratie von 
ihren Eltern übernommen. Und sie begannen, Rechte und Freiheiten als 
selbstverständlich zu betrachten. Zunehmend verhielten sie sich weniger 
als Träger dieser Werte denn als deren Konsumenten. Sie verstanden Frei-
heit immer öfter bloß als die Möglichkeit, im Supermarkt zwischen verschie-
denen Käsesorten zu wählen. Und so sind sie bereit, Freiheit gegen Profit, 
Sicherheitsversprechen oder persönlichen Komfort einzutauschen. Es sollte 
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nicht überraschen, dass populistische Kräfte in den entwickelten Demokra-
tien an Boden gewinnen; Kräfte, die die Grundsätze der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte infrage stellen.

Unsere heutige Welt ist schnelllebig, komplex und vernetzt. Die techno-
logische Entwicklung, der Klimawandel, Verletzungen der Privatsphäre, 
wachsende Ungleichheit, die Entwertung von Wissen und andere globale 
Herausforderungen verlangen nach Antworten, die nicht im Rückgriff auf 
Vergangenes formuliert werden können. Jahrzehnte des relativen Wohl-
stands und das wachsende Verlangen nach einfachen Lösungen haben den 
Blickwinkel der entwickelten Demokratien verändert. Sie verstehen nicht 
mehr, dass der Frieden in Europa nicht ohne Anstrengungen erhalten wer-
den kann, die dem Grad der Gefährdung angemessen sind.

...und die Notwendigkeit, Verantwortung zu übernehmen

Die Europäische Union umfasst bei weitem nicht ganz Europa. Sie ist jener 
Teil Europas, der es geschafft hat, den Grundsatz zu verwirklichen, dass 
Frieden, Fortschritt und Menschenrechte untrennbar miteinander verbun-
den sind. Dann sah sie sich der Gefahr der Stagnation gegenüber. Das gelun-
gene Europa sollte die Bewegung anderer Länder in Richtung europäischer 
Werte unterstützen. In einer sich ständig verändernden Welt überleben nur 
offene Systeme und wandlungsfähige Kulturen. Mauern und Grenzen kön-
nen nicht vor globalen Herausforderungen schützen. Wer aufhört, nach vorne 
zu schreiten, wird untergehen.

Die gegenwärtige Lage hängt nicht nur von den Entscheidungen und 
Handlungen des gelungenen Europas ab, sondern auch von seiner unmittel-
baren Umgebung. Es ist das eine, von Ländern umgeben zu sein, die sich 
ebenfalls den Werten der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der Men-
schenrechte verschrieben haben. Ganz anders stellt sich die Situation dar, 
wenn man von Staaten umringt ist, die diese Werte ablehnen. Wenn solche 
Länder an Stärke gewinnen, werden sie versuchen, euch zu zerstören.

Das gelungene Europa hat sich lange Zeit geweigert, gegenüber anderen 
Ländern der Region Verantwortung zu übernehmen, und dadurch die Eta-
blierung autoritärer Regime zugelassen. Dieses Europa hat vergessen, dass 
Länder, die Journalisten töten, Aktivisten inhaftieren und friedliche Proteste 
auflösen, nicht nur für ihre eigenen Bürger eine Gefahr darstellen. Solche 
Staaten sind eine Bedrohung für die gesamte Region, ja, für die ganze Welt. 
Aus diesem Grund hätte es einer Reaktion auf systematische Menschen-
rechtsverletzungen bedurft. Menschenrechte sollten bei politischen Ent-
scheidungen eine ebenso wichtige Rolle spielen wie wirtschaftlicher Nutzen 
oder Sicherheitsfragen. Ein Ansatz, der diesem Imperativ Rechnung trägt, 
muss auch in der Außenpolitik verfolgt werden.

Das zeigt sich sehr deutlich im Fall Russlands, das seine eigene Zivilge-
sellschaft Schritt für Schritt zerstört hat. Doch die entwickelten Demokratien 
haben davor lange die Augen verschlossen. Sie schüttelten russischen Reprä-
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sentanten die Hände, bauten Gaspipelines und machten weiter wie bisher. 
In vielen Ländern begingen russische Streitkräfte über Jahrzehnte hinweg 
Verbrechen, die stets ungeahndet blieben. Sogar bei der Annexion der Krim, 
einem beispiellosen Vorgang im Europa der Nachkriegszeit, zeigte die Welt 
kaum eine Reaktion. Russland glaubte tun zu können, was ihm beliebt.

Das gescheiterte Europa

Im Februar 2014 begann Russland einen Krieg gegen die Ukraine und 
besetzte die Halbinsel Krim sowie Teile der Oblaste Donezk und Luhansk. 
Zu diesem Zeitpunkt war die „Revolution der Würde“ in der Ukraine gerade 
zu einem Ende gekommen. Millionen von Menschen hatten sich mutig gegen 
ein autoritäres und korruptes Regime aufgelehnt. Im ganzen Land gingen 
sie auf die Straße und forderten eine weitere Annäherung an Europa und 
an wahrhaft demokratische Werte. Sie kämpften für das Recht, einen Staat 
aufzubauen, in dem die Rechte jedes Einzelnen geschützt werden, in dem 
Behörden Rechenschaft ablegen müssen, Gerichte unabhängig sind und die 
Polizei nicht auf friedlich demonstrierende Studenten einprügeln darf.

Einige von ihnen zahlten dafür den höchsten Preis. Im Herzen der Haupt-
stadt erschoss die Polizei mehr als hundert friedliche Demonstrantinnen und 
Demonstranten. Menschen starben unter den Bannern der Ukraine und der 
Europäischen Union.

Als das autoritäre Regime zusammenbrach, erhielt die Ukraine ihre 
Chance auf einen demokratischen Wandel. Um den Fortschritt der Ukraine 
zu einer wahren Demokratie aufzuhalten, begann Russland im Februar 2014 
seinen Krieg. Im Februar 2022 weitete es diesen Krieg zu einer umfassenden 
Invasion aus. Nicht die Nato ist es, die Putin fürchtet; er hat Angst vor der 
Demokratie. Diktatoren fürchten die Idee der Freiheit.

Nun versucht Russland, den Widerstand zu brechen und die Ukraine zu 
besetzen, indem es der Zivilbevölkerung größtmögliches Leid zufügt. Rus-
sische Streitkräfte zerstören gezielt Wohnhäuser, Kirchen, Schulen, Museen 
und Krankenhäuser; sie schießen auf Evakuierungskorridore; sie halten 
Menschen in Filtrationslagern gefangen; sie führen Zwangsdeportationen 
durch; sie entführen, foltern und töten Menschen in den besetzten Gebieten. 
Europa gelang es nicht, dem ein Ende zu setzen.

Dies ist nicht zuletzt ein Krieg der Werte. Russland versucht, die ukraini-
sche Nation davon zu überzeugen, dass ihre Entscheidung für die europäi-
sche Integration ein Fehler war. Russland versucht, die ganze Welt davon 
zu überzeugen, dass Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte 
ein Betrug sind, dass sie falsche Werte sind. Denn in Kriegszeiten schützen 
sie niemanden. Russland will beweisen, dass ein Staat mit einem mächtigen 
Militär und Atomwaffen der gesamten internationalen Gemeinschaft die 
Spielregeln diktieren und sogar international anerkannte Grenzen verschie-
ben kann. Es handelt sich also nicht um einen Krieg zwischen zwei Ländern, 
sondern um einen Krieg zwischen zwei Systemen – Tyrannei und Demokratie.  
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Der Kampf wütet bereits. Die Menschen begreifen dies zwar erst, wenn ihnen 
die Bomben auf den Kopf fallen, aber dieser Krieg hat noch andere Dimensio-
nen: Er ist ein Wirtschaftskrieg, ein Informationskrieg, ein Krieg der Werte. 
Ob wir den Mut haben, es einzugestehen oder nicht, dieser Krieg hat bereits 
die Grenzen zur Europäischen Union überschritten.

Russland hat Europa den Krieg erklärt. Russland kämpft gegen jene Werte, 
die Europa ausmachen. Europa muss also Verantwortung übernehmen. 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte können nicht ein für 
alle Mal erkämpft werden. Vielmehr müssen die Werte der modernen Zivili-
sation verteidigt werden. Wir müssen für sie kämpfen.

Das ängstliche Europa

Europa weiß nicht, wie es den Krieg beenden soll. Immer wieder fordern ein-
zelne Stimmen die Ukraine dazu auf, Frieden zu schließen. Niemand will 
den Frieden mehr als die Ukrainer. Aber es gibt keinen Frieden, wenn das 
angegriffene Land die Waffen streckt. Das ist kein Frieden, sondern eine 
Besatzung, und Besatzung ist lediglich Krieg in anderer Gestalt.

Russland hat in den von ihm besetzten Gebieten eine Schreckensherr-
schaft errichtet, um sie unter Kontrolle zu halten. Das beinhaltet, dass rus-
sische Truppen und Spezialeinheiten dort die führenden Köpfe der lokalen 
Zivilgesellschaft auslöschen – Bürgermeister, Aktivisten, Journalisten, Frei-
willige, Priester und Künstler. Ohne Rücksicht auf Alter, Geschlecht oder 
Gesundheit. Die Menschen dort sind nicht in der Lage, ihre Freiheit, ihr 
Eigentum, ihr Leben und das Leben ihrer Lieben zu verteidigen. Bei einer 
Besatzung geht es nicht darum, die Flagge eines Staates gegen die eines 
anderen auszutauschen. Besatzung bedeutet Folter, Deportation, Zwangs- 
adoption, Identitätsverleugnung, Filtrationslager, Massengräber.

In einem dieser Massengräber in der befreiten Region Charkiw wurde 
unter der Nummer 319  die Leiche von Wolodymyr Wakulenko gefunden. 
Wolodymyr war Kinderbuchautor. Er verfasste wunderbare Bücher, ganze 
Generationen wuchsen mit seinen Werken auf. Während der russischen 
Besatzung verschwand Wolodymyr. Seine Familie hoffte bis zuletzt, dass 
er noch lebt und sich in russischer Gefangenschaft befindet, wie Tausende 
andere Menschen auch. Es fällt ihr schwer, den gerichtsmedizinischen 
Befund zu akzeptieren, wonach seine Leiche identifiziert wurde.

Dauerhafter Frieden bedeutet die Freiheit, ohne Angst zu leben und Pläne 
für die Zukunft machen zu können. Wir müssen aufhören, die Ergebnisse 
militärischer Drohungen als „politische Kompromisse“ zu tarnen. Forderun-
gen, die Ukraine solle ihre Verteidigung einstellen, nur um den imperialen 
Gelüsten Russlands nachzugeben, sind nicht nur fehlgeleitet. Sie sind unmo-
ralisch. 

Man kann die Menschen in den besetzten Gebieten nicht dem Tod und 
der Folter ausliefern. Das Leben der Menschen darf nicht Gegenstand eines 
„politischen Kompromisses“ sein. Für den Frieden zu kämpfen bedeutet, sich 
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nicht dem Druck des Aggressors zu beugen, sondern die Menschen vor des-
sen Grausamkeit zu schützen.

Russland ist ein modernes Imperium. Die gefangengehaltenen Völker 
von Belarus, Tschetschenien, Dagestan, Tatarstan oder Jakutien sind einer 
Zwangsrussifizierung, der Ausbeutung natürlicher Ressourcen und dem 
Verbot ihrer eigenen Sprache und Kultur ausgesetzt; sie werden gezwun-
gen, ihre Identität zu verleugnen. Das Imperium hat ein Zentrum, aber es hat 
keine Grenzen. Es strebt stets nach Expansion. Wenn Russland nicht in der 
Ukraine gestoppt wird, wird es weitergehen.

Dies ist nicht der Krieg eines Einzelnen. Es ist der Krieg eines Landes, das 
durch seinen Wunsch, „russische Größe“ wiederzuerlangen, seine Fähigkeit 
verloren hat, zwischen Gut und Böse zu unterscheiden. Daher bejubeln die 
Menschen die Einnahme ukrainischer Gebiete. Daher denunzieren sie ein-
ander. Als die 12jährige Russin Mascha Moskaljowa in der Schule ein Anti-
kriegsbild malte, informierte jemand die Behörden. Nun sitzt ihr Vater im 
Gefängnis und Mascha wurde in ein Waisenhaus gesteckt.

Das russische Volk trägt die Verantwortung für diese schändliche Episode 
seiner Geschichte und für den Versuch, das ehemalige Imperium mit Gewalt 
wiedererrichten zu wollen. Das Bewusstsein für diese Verantwortung veran-
lasst ehrliche Menschen dazu, sich gegen das Böse zu stellen und die Dinge 
beim Namen zu nennen, auch wenn dies der vorherrschenden öffentlichen 
Meinung widerspricht. In Russland gibt es heute sehr, sehr wenige von die-
sen Menschen, aber es ist ihrem Mut zu verdanken, dass Russen niemals 
werden sagen können, sie hätten von nichts gewusst.

Seit Beginn der großflächigen Invasion hat die Ukraine der Aggression 
standgehalten, dank der Bereitschaft des ukrainischen Volkes, Freiheit und 
Demokratie zu verteidigen, aber auch dank der Unterstützung der entwi-
ckelten Demokratien. Diese Länder sagten erst: „Lasst uns der Ukraine hel-
fen, die Niederlage abzuwenden.“ Jetzt sagen sie: „Wir stehen euch zur Seite, 
solange es nötig ist.“ Und doch muss dieses Paradigma geändert werden. 
Statt der Ukraine dabei zu helfen, bloß eine Niederlage abzuwenden, sollten 
diese Staaten vielmehr so handeln, dass sie der Ukraine zum Sieg verhelfen. 
Und zwar schnell.

Das ängstliche Europa ist versucht, schwierigen – aber verantwortungs-
vollen – Entscheidungen aus dem Weg zu gehen. Es tut so, als ob die globalen 
Herausforderungen eines Tages irgendwie von selbst verschwinden würden. 
In Wahrheit aber werden sie nur noch akuter. Wir vergeuden bloß Zeit.

Das zukunftsfähige Europa...

Der Krieg verwandelt Menschen in bloße Zahlen. Das Ausmaß der Kriegs-
verbrechen nimmt so rasant zu, dass es schlicht unmöglich ist, alle Geschich-
ten zu erzählen. Aber ich werde Ihnen eine erzählen. Die Geschichte von 
Svitlana, die ihre gesamte Familie verlor, als ihr Haus von einer russischen 
Rakete getroffen wurde: „Ich hörte, wie sie starben. Mein Mann schnaufte, 



Kein Frieden ohne Gerechtigkeit     77      

Blätter für deutsche und internationale Politik 7/2023

als ob er versuchte, sich aus dem Schutt zu befreien, aber es gelang ihm 
nicht. Irgendwann hörte er einfach auf, sich zu rühren. Großmutter und Zhe-
nya waren auf der Stelle tot. Ich hörte meine Tochter weinen. Plötzlich war 
auch sie still. Was meinen Sohn betrifft, hat meine Mutter mir erzählt, dass er 
mehrmals nach mir rief, dann verstummte er.“

Solange die militärische Dimension des Krieges an den Grenzen der Ukra-
ine endet, kann das gelungene Europa die Nachrichten über Kriegsverbre-
chen ausblenden und die entsetzlichen Fotos und Videos ignorieren. Millio-
nen von Menschen in der Ukraine können dies nicht. Wir können den Krieg 
nicht einfach abschalten. Das Grauen ist zu unserem Alltag geworden. Men-
schen sind keine bloßen Zahlen. Wir müssen dafür sorgen, dass allen Men-
schen Gerechtigkeit widerfährt, unabhängig davon, wer sie sind; unabhängig 
von ihrem sozialen Status; unabhängig von der Art des Verbrechens, das an 
ihnen verübt worden ist und der Grausamkeit, die sie erlitten haben; unabhän-
gig davon, ob ausländische Medien und internationale Organisationen sich 
für ihr Schicksal interessieren oder nicht. Wir müssen die Menschen wieder 
bei ihren Namen nennen. Und ihnen mit ihrem Namen auch ihre Menschen-
würde zurückgeben. Denn das Leben jedes Einzelnen ist von Bedeutung.

Wir sehen die Welt immer noch so wie zu Zeiten des Nürnberger Tribunals, 
als Kriegsverbrecher erst nach dem Sturz des Naziregimes verurteilt wur-
den. Aber Gerechtigkeit sollte nicht von der Beständigkeit autoritärer Regime 
abhängen. Schließlich leben wir in einem neuen Jahrhundert. Gerechtigkeit 
sollte nicht hintangestellt werden.

Es liegt an uns, den Kreislauf der Straflosigkeit zu durchbrechen und 
unsere Vorgehensweise bei der Verfolgung von Kriegsverbrechen zu ändern. 
Wir müssen ein internationales Tribunal errichten und Putin, Lukaschenko 
und andere Kriegsverbrecher vor Gericht stellen. Ja, das ist ein mutiger 
Schritt. Aber wir müssen zeigen, dass Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 
funktionsfähig sind und dass die Gerechtigkeit letztlich obsiegt. Eine verzö-
gerte Gerechtigkeit ist immer noch besser als gar keine Gerechtigkeit.

...und ein neuer Humanismus

Dies ist eine Aufgabe für ein Europa, das seine Zukunft selbst bestimmt. 
Europäer zu sein bedeutet, sich solidarisch zu zeigen mit jenen, die für Demo-
kratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte einstehen. Europa muss 
eine aktive Rolle übernehmen, statt sich mit leeren Phrasen zu begnügen.

Es geht nicht nur um die Frage, wie wir Menschen im 21. Jahrhundert 
schützen können. Dank seiner multikulturellen Vielfalt und seiner komple-
xen Geschichte hat Europa das Potenzial, die Bedeutung des Humanismus in 
einer Zeit des rasanten technologischen Fortschritts neu zu definieren und 
dem Begriff der Menschlichkeit neue Facetten zu verleihen.

Das gelungene Europa kann dazu beitragen, eine Welt zu schaffen, die 
wir gelungen nennen dürfen. Europa kann eine Schlüsselrolle bei der Schaf-
fung eines Systems der internationalen Zusammenarbeit spielen, das ent-
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wickelte Demokratien mit jenen Staaten zusammenbringt, die auf dem Weg 
der Demokratisierung voranschreiten oder zuversichtlich in diese Richtung 
aufbrechen. Eine solche Union sollte nicht nur verbunden sein durch eine 
gemeinsame Geschichte, Bestrebungen um wirtschaftliche Entwicklung 
oder durch die geografische Lage, sondern auch durch gemeinsame Werte 
und eine geteilte Haltung. Denn bei den Menschenrechten geht es um eine 
Denkweise, um ein bestimmtes Paradigma der Weltwahrnehmung, das 
bestimmt, wie wir denken und handeln. Es reicht also nicht aus, geeignete 
Gesetze zu erlassen oder Institutionen zu schaffen. Die Werte einer Gesell-
schaft sind stärker als alle Gesetze oder Institutionen es je sein könnten.

Wir brauchen eine neue humanistische Bewegung, die von der Gesell-
schaft getragen ihre Ziele verfolgt; die versucht, Menschen aufzuklären; die 
die Unterstützung der Massen findet und die sich für die Verteidigung der 
Rechte und Freiheiten einsetzt. Eine solche Bewegung sollte Intellektuelle 
und die Zivilgesellschaft aus verschiedenen Ländern zusammenbringen, 
denn die Ideen der Freiheit und der Menschenrechte sind universell.

Wenn das Gesetz vorübergehend versagt und wir uns nicht mehr darauf 
verlassen können, können wir uns immer noch auf andere Menschen verlas-
sen. Auch wenn wir keine politischen Instrumente haben, so haben wir doch 
unser Wort und unsere geteilte Haltung. Gewöhnliche Menschen haben viel 
mehr Macht, als ihnen bewusst ist. Die Stimme von Millionen von Menschen 
in verschiedenen Ländern kann die Welt rascher und tiefgreifender verän-
dern als jede Intervention der Vereinten Nationen.

Unsere Zukunft ist ungewiss. Das Europa des 21. Jahrhunderts könnte zum 
Geburtsort eines neuen Humanismus oder abermals zum Schauplatz von 
Verbrechen von beispielloser Brutalität werden. Europa trägt eine Mitverant-
wortung, die globalen Herausforderungen zu bewältigen und einen neuen 
Weg der Weltverständigung einzuschlagen.

Europa definiert sich weniger über seine geografische Lage als über die 
Werte, für die es steht. Wir leben in einer Welt, in der Werte keine nationalen 
Grenzen kennen. Und nur wenn wir die Idee der Freiheit verbreiten, können 
wir unsere Welt sicher machen.


